
 

Polizeiverordnung gegen umweltschädliches Verhalten 
und Belästigung der Allgemeinheit  

(Polizeiliche Umweltschutz-Verordnung) 
 
Aufgrund von § 17 Abs. 1 i. V. m. § 1 Abs. 1 und § 26 Abs. 1 des Polizeigesetzes (PolG) in der Fassung 
vom 06.10.2020 (GBl. 2020, 735, ber. S. 1092), zuletzt geändert durch Art. 5 des Gesetzes vom 
10.02.2026 (GBl. 2026 Nr. 20), wird mit Zustimmung des Gemeinderats verordnet: 
 
 

Abschnitt 1 
Allgemeine Regelungen 
 
 

§ 1 Begriffsbestimmungen 
 
(1) Öffentliche Straßen sind alle Straßen, Wege und Plätze, die dem öffentlichen Verkehr gewidmet 

sind (§ 2 Abs. 1 StrG) oder auf denen ein tatsächlicher öffentlicher Verkehr stattfindet. 
 

(2) Gehwege sind die dem öffentlichen Fußgängerverkehr gewidmeten oder ihm tatsächlich zur 
Verfügung stehenden Flächen ohne Rücksicht auf ihren Ausbauzustand. Sind solche Gehwege 
nicht vorhanden, gelten als Gehwege die seitlichen Flächen am Rande der Fahrbahn in einer Breite 
von 1,5 m. Als Gehwege gelten auch Fußwege, Fußgängerzonen, verkehrsberuhigte Bereiche im 
Sinne der StVO und Treppen (Staffeln). 

 
 

Abschnitt 2 
Schutz gegen Lärmbelästigungen 
 
 

§ 2 Benutzung von Rundfunkgeräten, Lautsprechern, Musikinstrumenten u. ä. 
 
(1) Rundfunk- und Fernsehgeräte, Lautsprecher, Tonwiedergabegeräte, Musikinstrumente sowie 

andere mechanische oder elektro-akustische Geräte zur Lauterzeugung dürfen nur so benutzt 
werden, dass andere nicht erheblich belästigt werden. Dies gilt insbesondere, wenn die Geräte oder 
Instrumente bei offenen Fenstern oder Türen, auf offenen Balkonen, im Freien oder in 
Kraftfahrzeugen betrieben oder gespielt werden.  
 

(2) Abs. 1 gilt nicht: 
a) bei Umzügen, Kundgebungen, Märkten und Messen im Freien und bei Veranstaltungen, die 

einem herkömmlichen Brauch entsprechen, 
b) für amtliche Durchsagen. 

 
 

§ 3 Lärm durch Tiere 
 
Tiere, insbesondere Hunde, sind so zu halten, dass niemand durch anhaltende tierische Laute mehr als 
nach den Umständen unvermeidbar gestört wird. Unvermeidbare Störungen durch eine 
ordnungsgemäße landwirtschaftlich geprägte Tierhaltung sind hinzunehmen. 
 
 

Abschnitt 3 
Umweltschädliches Verhalten und Belästigung der Allgemeinheit 
 
 

§ 4 Benutzung öffentlicher Brunnen  
 
(1) Öffentliche Brunnen dürfen nur entsprechend ihrer Zweckbestimmung benutzt werden. Es ist 

verboten, sie zu beschmutzen sowie das Wasser zu verunreinigen. 
 

 



2 
 

(2) Aus den öffentlichen Brunnen, die im Besitz der Gemeinde Ibach stehen, darf kein Trinkwasser 
entnommen werden. Wer Trinkwasser entnimmt handelt entgegen der Zweckbestimmung nach 
Abs. 1. 

 
§ 5 Gefahren durch Tiere  

 
(1) Tiere sind so zu halten und zu beaufsichtigen, dass niemand gefährdet wird. 

 

(2) Das Halten von Raubtieren, Gift- und Riesenschlangen und ähnlichen Tieren, die durch ihre 

Körperkräfte, Gifte oder ihr Verhalten Personen gefährden können, ist der Ortspolizeibehörde 

unverzüglich anzuzeigen. 
 

(3) Im Bereich der Ortsteile sind auf öffentlichen Straßen und Gehwegen Hunde an der Leine zu führen. 

Dies gilt auch für Grünanlagen, sofern diese nicht ausdrücklich als Hundeauslaufbereiche 

ausgewiesen sind. Ansonsten dürfen Hunde ohne Begleitung einer Person, die durch Zuruf auf das 

Tier einwirken kann, nicht frei umherlaufen. Für den Wald gelten analog die Regelungen des 

Landeswaldgesetz Baden-Württemberg. 

 
 

§ 6 Verunreinigung durch Hunde 
 
Der Halter oder Führer eines Hundes hat dafür zu sorgen, dass dieser seine Notdurft nicht auf fremden 
Grundstücken verrichtet. Dennoch dort abgelegter Hundekot ist durch den Hundehalter oder -führer 
unverzüglich in seinen privaten Hausmüll zu beseitigen. 
 
 

§ 7 Unerlaubtes Plakatieren, Beschriften, Bemalen 
 

(1) An öffentlichen Straßen und Gehwegen oder den zu ihnen gehörenden Einrichtungen ist ohne 

Erlaubnis der Ortspolizeibehörde untersagt 

- außerhalb von zugelassenen Plakatträgern (Plakatsäulen, Anschlagtafeln usw.) zu plakatieren; 

- andere als dafür zugelassene Flächen zu beschriften oder zu bemalen. 

 

(2) Dies gilt auch für bauliche oder sonstige Anlagen, die von öffentlichen Straßen und Gehwegen 

einsehbar sind. Dem Plakatieren ist das Aufhängen oder sonstige Anbringen von Bannern, Tafeln 

und anderen Trägermedien gleichgestellt. 

 

(3) Die Erlaubnis nach Abs. 1 ist zu erteilen, wenn öffentliche Belange nicht entgegenstehen, 

insbesondere eine Verunstaltung des Orts- und Straßenbildes nicht zu befürchten ist. 

 

(4) Wer entgegen den Verboten des § 15 Abs. 1 außerhalb von zugelassenen Plakatträgern plakatiert 

oder andere als dafür zugelassene Flächen beschriftet oder bemalt, ist zur unverzüglichen 

Beseitigung verpflichtet. Die Beseitigungspflicht trifft unter den Voraussetzungen des § 6 Abs. 3 des 

Polizeigesetzes auch den Veranstalter oder die sonstige Person, die auf den jeweiligen 

Plakatanschlägen oder Darstellungen nach Satz 1 als Verantwortlicher benannt wird. 
 

(5) Die Vorschriften der Landesbauordnung bleiben unberührt.  

 
 

§ 8 Belästigung der Allgemeinheit 
 
(1) Auf öffentlichen Straßen und Gehwegen ist untersagt: 

1. das Lagern und Nächtigen, 

2. das die körperliche Nähe suchende oder sonst besonders aufdringliche Betteln sowie das 

Anstiften von Minderjährigen zu dieser Art des Bettelns, 
3. das Verrichten der Notdurft, 

4. der öffentliche Konsum von Betäubungsmitteln im Sinne des Betäubungsmittelgesetzes 

(BtMG), 
5. das Verunreinigen, insbesondere durch Lagern und Zurücklassen von Abfällen (z. B. Flaschen, 

Dosen, Zigarettenkippen, Papiertaschentücher u. a.). 
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(2) Die Vorschriften des Strafgesetzbuches, des Betäubungsmittelgesetzes, des Konsumcannabis-

gesetzes, des Landesnichtrauchergesetzes, des Kreislaufwirtschaftsgesetzes und des 
Landeskreislaufwirtschaftsgesetzes bleiben unberührt. 

 
 

§ 9 Aufstellen von Wohnwagen und Zelten 
 
(1) Zelte und Wohnwagen dürfen außerhalb baurechtlich genehmigter Campingplätze oder 

genehmigter Zeltplätze zum Aufenthalt von Menschen nicht aufgestellt werden, wenn nicht die 
erforderlichen sanitären Einrichtungen zur Verfügung stehen. Als Ausnahme gelten One-Night-
Camps. 

 
(2) Wohnmobile dürfen außerhalb baurechtlich genehmigter Campingplätze zum Aufenthalt von 

Menschen nur auf dafür vorgesehenen Plätzen aufgestellt werden.  
 
(3) Die Vorschriften des Bundesnaturschutzgesetzes, des Landesnaturschutzgesetzes und des 

Landeswaldgesetzes bleiben unberührt. 
 
 

Abschnitt 4 
Bekämpfung von Ratten 
 
 

§ 10 Anzeige- und Bekämpfungspflicht 
 
(1) Die Eigentümer von 

1. bebauten Grundstücken 
2. unbebauten sowie landwirtschaftlich oder gärtnerisch genutzten Grundstücken innerhalb der 

geschlossenen Ortschaft, 
3. Lager- und Schuttplätzen, Kanalisationen, Garten- und Parkanlagen, Ufern, Wassergräben und 

Dämmen sowie Friedhöfen, 
sind verpflichtet, wenn sie Rattenbefall feststellen, unverzüglich der Ortspolizeibehörde Anzeige zu 
erstatten und eine Rattenbekämpfung nach den Vorschriften dieser Verordnung durchzuführen. Die 
Bekämpfungsmaßnahmen sind so lange zu wiederholen, bis sämtliche Ratten beseitigt sind. 

 
(2) Wer die tatsächliche Gewalt über die in Absatz 1 genannten Grundstücke oder Örtlichkeiten ausübt, 

ist neben dem Eigentümer für die Rattenbekämpfung verantwortlich. Er ist anstelle des Eigentümers 
verantwortlich, wenn er die tatsächliche Gewalt gegen den Willen des Eigentümers ausübt.  

 
 

§ 11 Bekämpfungsmittel 
 
Die Anwendung von Rattenbekämpfungsmitteln richtet sich nach dafür geltenden besonderen 
Vorschriften. Rattengift darf nicht von Privatpersonen ausgelegt werden. 
 
 

§ 12 Beseitigung von Abfallstoffen 
 
Vor Beginn der Rattenbekämpfung sind Abfallstoffe, vor allem Küchen- und Futterabfälle, Müll und 
Gerümpel von allen den Ratten leicht zugänglichen Orten zu entfernen.  

 
 

§ 13 Schutzvorkehrungen 
 
(1) Fallen für Mäuse und Ratten sollen bevorzugt auf den Laufwegen der Nagetiere aufgestellt werden. 

Die Fallen müssen so gesichert sein, dass Kinder, geschützte Tiere und Haustiere keinen Schaden 
nehmen.   
 

(2) Die Fallen müssen täglich kontrolliert werden. Der Tierschutz nach dem zum Zeitpunkt des 
Rattenbefalls gültigen Tierschutzgesetzes muss gewährleistet sein.  
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(3) Schädlingsbekämpfungsunternehmen oder andere geschulte Fachleute dürfen Giftstoffe nur in 

Gegenwart eines nach § 19 Verpflichteten oder dessen Beauftragten auslegen. 
 
 

§ 14 Sonstige Vorkehrungen 
 
Nach Beendigung der Rattenbekämpfung sind die Rattenlöcher mit einem hierzu geeigneten Mittel 
(Glasscherben, Zement usw.) zu verschließen und sonstige Vorkehrungen (u.U. baulicher Art) zu 
treffen, die einen erneuten Rattenbefall unmöglich machen oder zumindest erschweren. 

 
 

§ 15 Duldungspflichten 
 
Wer zur Rattenbekämpfung verpflichtet ist, hat den Beauftragten der Ortspolizeibehörde zur 
Feststellung des Rattenbefalls und zur Überwachung der Rattenbekämpfung das Betreten seiner 
Grundstücke zu gestatten und auf Verlangen Auskunft zu erteilen. Bei einer nach § 26 allgemein 
angeordneten Rattenbekämpfung hat er ferner das Auslegen von Vertilgungsmitteln auf seinen 
Grundstücken zu dulden. 

 
 

§ 16 Allgemeine Bekämpfungsmaßnahmen 
 
(1) Die Ortspolizeibehörde kann eine allgemeine Rattenbekämpfung durch die nach § 19 Verpflichteten 

für die ganze Gemeinde oder einen Teil des Gemeindegebietes anordnen. In der Anordnung ist der 
Zeitraum festzulegen, während dessen die Rattenbekämpfung durchzuführen ist. 
 

(2) Die allgemeine Rattenbekämpfung nach Abs. 1 muss einem sachkundigen Schädlingsbekäm-
pfungsunternehmen übertragen werden. 

 
(3) Die Kosten der Bekämpfung haben die nach § 19 Verpflichteten zu tragen, soweit keine andere 

Regelung getroffen ist. 
 
 

§ 17 Ausnahmen 
 
Auf Antrag können von der Ortspolizeibehörde bei allgemein angeordneten Rattenbekämpfungen 
solche Grundstücke von der Bekämpfung ausgenommen werden, auf denen der Verfügungs-
berechtigte diese durch sachkundige Personen selbst ausführen lässt. 
 
 

Abschnitt 5 
Schlussbestimmungen 
 
 

§ 18 Zulassung von Ausnahmen 
 
Entsteht für den Betroffenen eine nicht zumutbare Härte, so kann die Ortspolizeibehörde Ausnahmen 
von den Vorschriften dieser Polizeiverordnung zulassen, sofern keine öffentlichen Interessen 
entgegenstehen. 
 
 

§ 19 Ordnungswidrigkeiten 
 
(1) Ordnungswidrig im Sinne von § 26 Abs. 1 Polizeigesetz handelt, wer vorsätzlich oder fahrlässig 

1. entgegen § 2 Abs. 1 Rundfunk- und Fernsehgeräte, Lautsprecher, Tonwiedergabegeräte, 
Musikinstrumente sowie andere mechanische oder elektro-akustische Geräte zur 
Lauterzeugung so benutzt, dass andere erheblich belästigt werden, 

2. entgegen § 3 Tiere so hält, dass andere erheblich belästigt werden, 
3. entgegen § 4 Abs. 1 öffentliche Brunnen entgegen ihrer Zweckbestimmung benutzt, sie 

beschmutzt oder das Wasser verunreinigt, 
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4. entgegen § 4 Abs. 2 Trinkwasser aus den öffentlichen Brunnen der Gemeinde entnimmt, 
5. entgegen § 5 Abs. 1 Tiere so hält oder beaufsichtigt, dass andere gefährdet werden, 
6. entgegen § 5 Abs. 2 das Halten gefährlicher Tiere der Ortspolizeibehörde nicht unverzüglich 

anzeigt, 
7. entgegen § 5 Abs. 3 Hunde frei umherlaufen lässt, 

8. entgegen § 6 als Halter oder Führer eines Hundes verbotswidrig abgelegten Hundekot nicht 

unverzüglich beseitigt, 

9. entgegen § 7 Abs. 1 plakatiert oder nicht dafür zugelassene Flächen beschriftet oder bemalt 

oder als Verpflichteter der in § 7 Abs. 4 beschriebenen Beseitigungspflicht nicht nachkommt, 

10. entgegen § 8 Abs. 1 Nr. 1 lagert oder nächtigt, 
11. entgegen § 8 Abs. 1 Nr. 2 bettelt oder Minderjährige zu solchem Betteln anstiftet, 
12. entgegen § 8 Abs. 1 Nr. 3 die Notdurft verrichtet, 

13. entgegen § 8 Abs. 1 Nr. 4 Betäubungsmittel öffentlich konsumiert, 

14. entgegen § 8 Abs. 1 Nr. 5 öffentliche Straßen und Gehwege  

15. entgegen § 9 Zelte oder Wohnwagen aufstellt, 

16. entgegen § 10 als Verpflichteter festgestellten Rattenbefall nicht unverzüglich der 

Ortspolizeibehörde anzeigt und eine Rattenbekämpfung nach den Vorschriften dieser 

Vorderordnung nicht durchführt oder die Bekämpfungsmaßnahmen nicht so lange wiederholt, 

bis sämtliche Ratten beseitigt sind, 

17. entgegen § 11 als Privatperson Rattengift auslegt,  

18. entgegen § 12 vor Beginn der Rattenbekämpfung Abfallstoffe nicht entfernt, 

19. entgegen § 13 Schutzvorkehrungen nicht beachtet, 

20. entgegen § 14 die vorgeschriebenen Vorkehrungen nach Beendigung der Rattenbekämpfung 

nicht trifft, 
21. entgegen § 15 als Verpflichteter den Beauftragten der Ortspolizeibehörde zur Feststellung des 

Rattenbefalls und zur Überwachung der Rattenbekämpfung das Betreten seiner Grundstücke 
nicht gestattet, auf Verlangen keine Auskunft erteilt oder einer nach § 16 allgemein 
angeordneten Rattenbekämpfung das Auslegen von Bekämpfungsmitteln auf seinen 
Grundstücken nicht duldet. 
 

(2) Abs. 1 gilt nicht, soweit eine Ausnahme nach § 18 zugelassen worden ist. 
 

(3) Ordnungswidrigkeiten können nach § 26 Abs. 2 Polizeigesetz und § 17 Abs. 2 des Gesetzes über 
Ordnungswidrigkeiten mit einer Geldbuße geahndet werden. 

 
 

§ 20 Inkrafttreten 
 
Diese Satzung tritt am Tage nach ihrer Bekanntmachung in Kraft. 
 
 
 
Ibach, den 20.07.2026 
 
 
 
Ortspolizeibehörde 
Dr. Stephan Bücheler 
Bürgermeister 
 
 
Hinweis nach § 4 Abs. 4. S. 4 GemO 
Eine etwaige Verletzung von Verfahrens- oder Formvorschriften der Gemeindeordnung für Baden-
Württemberg (GemO) oder aufgrund der GemO beim Zustandekommen dieser Polizeiverordnung wird 
nach § 4 Abs. 5 iVm Abs. 4 GemO unbeachtlich, wenn sie nicht schriftlich oder elektronisch innerhalb 
eines Jahres seit der Bekanntmachung dieser Polizeiverordnung gegenüber der Gemeinde geltend 
gemacht worden ist; der Sachverhalt, der die Verletzung begründen soll, ist zu bezeichnen. Dies gilt 
nicht, wenn die Vorschriften über die Öffentlichkeit der Sitzung, die Genehmigung oder die 
Bekanntmachung der Polizeiverordnung verletzt worden sind 
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Vermerke: 
Polizeiverordnung gegen umweltschädliches Verhalten und Belästigung der 
Allgemeinheit (Polizeiliche Umweltschutz-Verordnung) vom 20.07.2026 
 
1.  Die Satzung wurde durch Veröffentlichung auf der Homepage der Gemeinde Ibach am 

23.07.2026 öffentlich bekannt gemacht. 
2.  Die Satzung ist somit am 24.07.2026 in Kraft getreten.  
3.  Die Satzung wurde dem Landratsamt Waldshut, Kommunalamt, mit Schreiben vom  

23.07.2026 angezeigt. 
 
Ibach, den 23.07.2026 
 
 
Dr. Stephan Bücheler 
Bürgermeister 
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